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Präambel	  
	  
Wir sind das Jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt (AWO), der im Rahmen seiner Satzung 

demokratisch, selbstständig und eigenverantwortlich arbeitende Kinder- und 

Jugendverband der AWO. 

 

In diesem Grundsatzprogramm beschreiben wir unser Selbstverständnis, unser 

Menschenbild, unsere Werte und die sich daraus ableitenden Positionen. Es bildet die 

Grundlage für unsere pädagogische Arbeit sowie für Forderungen, welche wir an 

politische Entscheidungsträger_innen und die Gesellschaft richten. 

 

Die vorliegende Version unseres Grundsatzprogramms wurde in einer bestimmten 

Sprache und dieser schriftlichen Form entwickelt. Uns ist bewusst, dass dadurch 

zwangsläufig Barrieren entstehen und die Zugänglichkeit nicht für alle gewährleistet ist. 

Es handelt sich bei diesem Text aber nur um eine Version des Grundsatzprogramms. 

Das eigentliche Grundsatzprogramm des Jugendwerks sind die Inhalte, welche von 

Sprache und Form unabhängig sind. 

 

Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, das Grundsatzprogramm möglichst vielen 

Menschen zugänglich zu machen, indem wir es in immer neuen Formen und Sprachen 

an unsere Adressat_innen und die aktuellen Umstände anpassen. Wir wollen einen 

breiten und lebendigen Diskussionsprozess ermöglichen, dessen Ziel auch immer die 

inhaltliche Weiterentwicklung unserer Grundsätze ist. 

 

1. Selbstverständnis	  
 

Wir sind ein Zusammenschluss junger Menschen, die in ihrer Freizeit gemeinsam und 

selbstorganisiert das Verbandsleben im Jugendwerk gestalten. Freiwilligkeit und 

Ehrenamtlichkeit bilden die Grundlage unserer Arbeit, für die wir einen verlässlichen 

und langfristigen Rahmen schaffen. In unseren demokratischen Strukturen setzen wir 

uns für eine größtmögliche Partizipation aller Mitglieder ein. 

 

Aus unserem Menschenbild und unseren Werten leitet sich unsere pädagogische Arbeit 
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ab. Kinder und Jugendliche begreifen wir als mündige Menschen, die wir mit ihren 

Meinungen und Bedürfnissen ernst nehmen und mit denen wir in einen Dialog auf 

Augenhöhe treten. Wir erschließen uns gemeinsam Freiräume und übernehmen darin 

füreinander Verantwortung. Unsere Freizeitangebote zeichnen sich durch einen 

niedrigschwelligen Zugang, Ehrenamtlichkeit und hohe pädagogische 

Qualitätsansprüche aus. Damit grenzen wir uns von kommerziellen Anbietern ab. Um 

diese Standards zu erfüllen und weiterzuentwickeln, reflektieren wir unser Handeln 

regelmäßig.  

 

Unsere Angebote stehen allen Kindern und Jugendlichen offen. Traditionell richten wir 

uns vor allem an junge Menschen, die von gesellschaftlicher Benachteiligung betroffen 

sind.  

 

Für uns beinhaltet lebendige Kinder- und Jugendverbandsarbeit zudem eine politische 

Perspektive, die wir aus unserer Kritik an der bestehenden kapitalistischen 

Gesellschaftsordnung ableiten. Die gesellschaftliche Wirklichkeit, in der sich unser 

Verband und seine Mitglieder bewegen, entspricht nicht unserem Verständnis von 

Demokratie und Selbstbestimmung. In dem Bewusstsein, dass die 

Gesellschaftsordnung historisch gewachsen und vom Menschen gemacht ist, halten wir 

eine Veränderung der politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für 

möglich und notwendig. Als Interessenvertretung junger Menschen für junge Menschen 

machen wir daher auf die Lebenslagen, Interessen und Rechte von Kindern und 

Jugendlichen aufmerksam und bringen uns kontinuierlich in politische Diskussionen und 

Entscheidungsprozesse ein.  

 

Unsere Forderungen vertreten wir sowohl gegenüber politischen 

Entscheidungsträger_innen als auch im Rahmen unsere außerschulischen 

Bildungsmaßnahmen. Kinder und Jugendliche jeden Alters begreifen wir als politische 

Akteure. Wir informieren sie über ihre Rechte und bestärken sie darin, ihre Interessen 

selbst zu vertreten. 
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2. Strukturen,	  Aufbau	  und	  Geschichte	  	  
 

Wir organisieren uns über demokratische Entscheidungsstrukturen von unten nach 

oben. Unsere Basis ist die Arbeit von, für und mit Kindern, Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen. Vom Grundsatz her gliedern wir uns in Orts-, Kreis-, Bezirks- und 

Landesjugendwerke mit dem Bundesjugendwerk als Dachverband. Das Statut 

beschreibt unsere Organisation im Detail.  

Als Träger der freien Kinder- und Jugendhilfe versteht sich das Jugendwerk als 

eigenständige Sozialisations- und Bildungsinstanz und beruht im Sinne der Kinder- und 

Jugendverbandsarbeit auf Selbstorganisation und Ehrenamtlichkeit 

 

Schon seit der Gründung der AWO als Wohlfahrtsorganisation 1919 nahm die 

Förderung von benachteiligten Kindern und Jugendlichen einen erheblichen Teil ihrer 

Arbeit ein. Unterbrochen durch das Verbot der AWO im Nationalsozialismus 

bestimmten Stadtranderholungen, Ferienfahrten und so genannte AWO-

Freundschaftsgruppen bis zum Ende der 1960er Jahre das Geschehen in diesem 

Aufgabenfeld. Beeinflusst durch die 68er Bewegung und gesellschaftliche 

Umbruchsprozesse forderten Ferienhelfer_innen und Gruppenleiter_innen nun mehr 

Eigenständigkeit, was in der Gründung des Jugendwerkes als selbständig und 

eigenverantwortlich ausgerichteter Kinder- und Jugendverband der AWO mündete. 

Durch den Zusammenschluss aller bis dahin existierenden Bezirks- und 

Landesjugendwerke kam es 1978 zur Gründung des Bundesjugendwerkes. 

 

Vor diesem historischen Hintergrund versteht sich das Jugendwerk der AWO als Teil 

der Arbeiter_innenbewegung. Der schon bei der Gründung der AWO präsente Gedanke 

einer „Hilfe von Bedürftigen für Bedürftige“ und der damit verbundenen politischen 

Bedeutung bleibt für uns lebendig. Im Unterschied zu anderen - meist religiösen - 

Verbänden hatte diese die Absicht, die direkte Versorgung von Bedürftigen mit einer 

politikpädagogischen Erziehung zu verbinden, um so einen stärkeren Zusammenhalt 

und ein eigenes politisches Bewusstsein unter den Arbeiter_innen zu ermöglichen. Es 

sind die daraus resultierenden Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung, wie z.B. 

eine emanzipatorische Gesellschaftskritik, Solidarisierung unter den Betroffenen, das 

Eintreten für die Rechte von Benachteiligten sowie bessere Lebens- und 

Arbeitsbedingungen, die das Jugendwerk in diese Tradition stellen und deren Ideen 
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auch weiter die Arbeit im Jugendwerk bestimmen. Deutlich wird dies vor allem in der 

Forderung nach und Ermöglichung von Partizipation und Mitbestimmung von Kindern, 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen in allen Lebensbereichen. Erst auf diese Weise 

wird der Selbstorganisation auch die Selbstwirksamkeit folgen, welche im Hinblick auf 

die „Hilfe zu Selbsthilfe“ unerlässlich ist. Nicht zuletzt sind es jedoch die Leitsätze des 

Jugendwerkes der AWO, welche seine Arbeit in die Tradition der 

Arbeiter_innenbewegung stellen.  

 

3. Menschenbild	  	  
	  
Als soziales und gesellschaftliches Wesen entwickelt der Mensch im Dialog mit anderen 

seine Persönlichkeit. Alle Werte und Anschauungen eines Menschen sind nichts 

natürlich Vorgegebenes, sondern werden in der Gemeinschaft entwickelt. Um in einer 

Gesellschaft selbstbestimmt zu leben, benötigt der Mensch einen gleichberechtigten 

Diskurs. Dafür braucht er weder Macht noch Herrschaft für seine Entwicklung und im 

Zusammenleben mit anderen. Dabei setzen wir Mündigkeit, sowie die Fähigkeit zu 

Emanzipation und Solidarität bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen voraus.  

 

4. Werte	  	  
	  
Solidarität, Freiheit, Gerechtigkeit, Gleichheit, Emanzipation und Toleranz bedingen 

sich gegenseitig und können nicht unabhängig voneinander betrachtet werden. Diese 

Werte sind Grundlage unseres Verständnisses des demokratischen Sozialismus und all 

unseres Handelns. 

 

Emanzipation verstehen wir als Selbstbefreiung aus fremdbestimmten 

Lebensverhältnissen. Sie bedarf eines solidarischen Zusammenstehens, um 

Fremdbestimmung zu überwinden. Solidarität bedeutet, über bloße 

Rechtsverpflichtungen hinaus durch praktisches Handeln füreinander einzustehen, da 

jeder Einzelne und jede Einzelne auf seine/ihre Mitmenschen angewiesen ist. Daher 

treten wir für eine bedürfnisgerechte Partizipation in allen Bereichen des 

gesellschaftlichen und sozialen Lebens ein. 
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Grundvoraussetzungen einer gerechten Gesellschaft sind Akzeptanz und Inklusion, die 

über bloße Toleranz hinausgehen. Toleranz bedeutet für uns die Bereitschaft, die 

Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit hinzunehmen. Akzeptanz geht darüber hinaus, 

indem wir die Vielfalt aller Menschen annehmen. Inklusion muss allen Menschen 

bedürfnisgerechte Partizipation ermöglichen. 

 

Gerechtigkeit bedeutet für uns Bedürfnisgerechtigkeit und eben nicht das als 

Leistungsgerechtigkeit definierte Verständnis von Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft. 

Sie muss die selbstbestimmte Persönlichkeit mit ihrer individuellen Freiheit anerkennen 

und ihre Entfaltung ermöglichen.  

Die Möglichkeit zur freien Entfaltung eines jeden Menschen unter Wahrung der Rechte 

anderer heißt für uns Freiheit. Sie ist das Ziel von Emanzipation, da jeder Mensch 

einzigartig und unverwechselbar ist. Daher sind Menschen gleich an Würde und 

dennoch individuell.  

 

5. Vielfalt	  als	  Selbstverständlichkeit	  
	  
Menschen unterscheiden sich in ihren Bedürfnissen und Sichtweisen, nicht aber in ihrer 

Würde. Gerade deshalb ist es wichtig, jeden Menschen in seiner Einzigartigkeit 

wahrzunehmen und dabei auf Bewertungen wie „normal“ und „unnormal“ zu verzichten. 

Alle Bedürfnisse und Sichtweisen, die nicht grundsätzlich mit den Bedürfnissen anderer 

in Konflikt stehen, haben ihre Berechtigung und werden von uns als gleichwertig 

akzeptiert. Sichtweisen und Handlungen, die den hier skizzierten Grundwerten 

widersprechen, lehnen wir ab. Weder Menschen noch ihre Bedürfnisse dürfen daher als 

„nicht normal“ abgewertet oder als „normal“ betrachtet werden. 

 

Aufgrund der Einzigartigkeit jedes Menschen ist es zudem wichtig, kritisch mit 

Vorurteilen und Stereotypen umzugehen. Mit Stereotypen meinen wir die Einteilung von 

Menschen in bestimmte Gruppen und die damit verbundene pauschale Zuschreibung 

bestimmter Eigenschaften. Menschen brauchen solche Vereinfachung hin und wieder, 

um die Welt, in der sie leben, ordnen und verstehen zu können. Trotzdem muss uns 

bewusst sein, dass Stereotype niemals der wahren Vielfalt menschlicher Eigenschaften 

gerecht werden und Menschen immer wieder in bestimmte Rollen zwingen. An 
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Stereotypen festzuhalten, diese nicht zu hinterfragen und dem/der Einzelnen nicht die 

Chance zu geben, diese zu widerlegen, steht im Widerspruch zu unserer Vorstellung 

von Freiheit und Selbstbestimmung. Um Grenzen zu überwinden, müssen wir in 

unserer Arbeit ermöglichen, dass sich Menschen in ihrer Einzigartigkeit und nicht (nur) 

als Vertreter_innen bestimmter Gruppen begegnen.  

 

Ein häufig genutzter Begriff zur Einordnung in Gruppen ist die Kultur. Wir verstehen 

Kultur als die von mehreren Menschen geteilten Gewohnheiten, Einstellungen und 

Deutungsmuster. Durch gemeinsame Sozialisationserfahrungen (durch gleichen 

Wohnort, gleiche Freundeskreise etc.) entstehen scheinbar abgeschlossene Gruppen, 

die häufig von außen so wirken, als wären alle ihre Mitglieder einander sehr ähnlich und 

Nichtmitgliedern der Gruppe sehr unähnlich. In Wirklichkeit aber ist jedes Mitglied einer 

solchen Gruppe einzigartig, unterscheidet sich von anderen Mitgliedern der Gruppe und 

teilt Eigenschaften von Nicht-Mitgliedern. Zudem ist Kultur ständig in Bewegung und 

keinesfalls abgeschlossen. Kulturelle Identitäten sind vielfältig und sind in keinem Fall 

auf nationale oder ethnische Zugehörigkeiten zu reduzieren. So teilen Menschen häufig 

Werte, Überzeugungen und Bedürfnisse, für welche/die nationale Grenzen nicht die 

geringste Rolle spielen. Kultur darf niemals aufgezwungen werden, indem sie für 

bestimmte Menschen oder in bestimmten geografisch abgegrenzten Bereichen zur 

„Leitkultur“ erklärt wird.  

 

Im Sinne der interkulturellen Öffnung ist es unser Anspruch, dass sich die kulturelle 

Vielfalt der Gesellschaft auch unter unseren Mitgliedern widerspiegelt. Um dies zu 

erreichen, ist es wichtig, unsere Strukturen regelmäßig zu hinterfragen, inwiefern diese 

mit den Bedürfnissen von Menschen, die wir erreichen wollen, nicht vereinbar sind. 

Ergeben sich hierbei Widersprüche, so müssen diese im Dialog aufgelöst werden.  

Zudem wollen wir über das Ziel der interkulturellen Öffnung hinausgehen und uns 

Transkulturalität zum Leitbild machen. Das bedeutet für uns, dass wir nicht an starren 

Einteilungen in kulturelle Zugehörigkeiten festhalten. Jeder Mensch muss die Freiheit 

haben, die eigenen kulturellen Identitäten zu pflegen und auszuleben, diese 

gegebenenfalls zu verändern und gemeinsam mit anderen neue kulturelle Identitäten zu 

entwickeln. 

 

Wir halten es für problematisch, wenn im Sinne der Integration von Menschen verlangt 
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wird, sich der vermeintlichen Mehrheitsgesellschaft anzupassen oder sie nur die 

kulturellen Eigenheiten behalten dürfen, welche von der Mehrheitsgesellschaft als 

nützlich, bereichernd und exotisch angesehen werden. Wir stellen dabei nicht in Frage, 

dass Vielfalt für die Gesellschaft bereichernd ist. Dennoch muss die Akzeptanz und 

Anerkennung von Vielfalt durch das individuelle Recht auf Partizipation begründet sein. 

 

Grundlage unserer Arbeit ist daher der Inklusionsgedanke. Inklusion bedeutet für uns in 

Abgrenzung zur Integration, dass wir Menschen weder an unsere Strukturen und 

Arbeitsweisen anpassen können noch wollen. Im Gegenteil – wir müssen diese immer 

wieder neu an die Menschen anpassen. JedeR Einzelne muss die Möglichkeit haben, 

das Jugendwerk sowie seine Inhalte und Arbeitsweisen im Rahmen unserer Werte 

bedürfnisgerecht mitzugestalten. Das individuelle Recht aller Menschen auf Inklusion, 

das nicht erst gewährt werden muss, sondern jedem und jeder Einzelnen zusteht, 

verpflichtet uns, gemeinsam Barrieren abzubauen, welche dieser Möglichkeit zur 

Mitgestaltung im Weg stehen. 

 

6. Gruppenbezogene	  Menschenfeindlichkeit	  	  
	  
Unter gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verstehen wir eine feindselige 

Einstellung gegenüber Menschen aufgrund ihrer Zuordnung zu bestimmten Gruppen. 

Diese gründet sich auf der Annahme einer Ungleichwertigkeit zwischen den Menschen.  

 

Ursache solcher Einstellungen sind häufig als unsicher und ungerecht empfundene 

soziale Zustände. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit entsteht häufig dann, wenn 

Menschen nach Schuldigen für die sozialen Missverhältnisse suchen oder sich diese 

erklären wollen. Daher ist es besonders wichtig, die politischen Ursachen von 

Ungerechtigkeit und Unsicherheit zu verstehen und verkürzenden oder unzutreffenden 

Deutungen entgegenzuwirken. 

Insbesondere positionieren wir uns gegen Versuche, auf gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit gegründete Positionen und Ideologien (wie u.a. Faschismus, 

Antisemitismus, Homophobie und Rassismus) politisch durchzusetzen oder in der 

Gesellschaft zu etablieren. 
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Gleichzeitig wollen wir durch unsere Bildungsarbeit Theorien entkräften, die genutzt 

werden, um gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit scheinbar rational zu begründen. 

In unserer pädagogischen Arbeit achten wir darauf, diskriminierende und 

menschenfeindliche Äußerungen zu identifizieren und dagegen klar Stellung zu 

beziehen. Gleichzeitig ist es uns wichtig, eine gute Balance zwischen dem Ziehen klarer 

Grenzen auf der einen Seite und der Förderung eines Dialogs auf der anderen Seite zu 

finden. Nur im Gespräch über Ursachen und Hintergründe menschenfeindlicher 

Einstellungen können wir diese tatsächlich nachhaltig verändern.  

 

Ein wichtiges Instrument zur Bekämpfung von gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit in der Jugendarbeit ist es, Kontakt mit Vertreter_innen der 

abgewerteten „Fremdgruppe“ herzustellen. Wichtig ist die Erkenntnis, dass die 

Einordnung in Gruppen oder Kategorien der vielfältigen Persönlichkeit eines Menschen 

niemals gerecht werden kann. Zudem müssen wir Gemeinsamkeiten erfahrbar machen, 

die uns über alle konstruierten sozialen Grenzen hinweg verbinden. In keinem Fall 

dürfen negative Vorurteile einfach gegen positive Vorurteile ausgetauscht werden. Wir 

sprechen uns dagegen aus, dass Menschen auf Klischees reduziert werden, egal ob 

diese positiv oder negativ bewertet sind. 

 

7. Demokratieverständnis	  –	  Partizipation	  als	  Selbstverständlichkeit	  
	  
Aus unserem Menschenbild geht hervor, dass für uns jeder Mensch einzigartig, mündig 

und unverwechselbar ist. Er ist anderen Menschen gleich in Würde und ist somit auch 

grundsätzlich in der Lage, seine Persönlichkeit selbstbestimmt nach den eigenen 

Bedürfnissen und Wünschen zu entfalten. 

Aus dieser Überzeugung ergibt sich die Schlussfolgerung, dass jede Person an allen 

sie betreffenden gesellschaftlichen Bereichen und Entscheidungsprozessen 

partizipieren können muss.  

 

Der Begriff der Partizipation umfasst unterschiedliche Formen, Inhalte und Niveaus. 

Partizipationsformen reichen von der reinen Information der betroffenen Personen über 

einen bestimmten Sachverhalt bis hin zur Selbstverwaltung, also der völligen 

Entscheidungsfreiheit und Selbstorganisation. Die Intensität der Beteiligung, das 
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sogenannte Partizipationsniveau, gibt schließlich Aufschluss über die Form der 

Partizipation. Dabei sind die Rechte auf Information, Anhörung, Initiative und 

Entscheidung von besonderer Bedeutung. 

 

Diese Rechte gelten in unserer heutigen Gesellschaft jedoch nicht für alle Menschen, 

sondern sind von einer Gestattung abhängig. Wir finden in nahezu allen 

gesellschaftlichen Bereichen Strukturen vor, welche vorgeben, ob und wenn ja in 

welcher Art und Weise Personen partizipieren dürfen: Diese Machtstrukturen 

widersprechen unseren Überzeugungen von Mündigkeit und Bedürfnisorientierung. Das 

ist aus unserer Sicht ein starkes Missverhältnis. Unseres Erachtens muss jede Person 

mithilfe ausreichender Informationen von sich aus entscheiden können, in welcher 

Weise sie partizipieren möchte. 

Auf dieser Grundlage müssen wir unsere Verbandsstrukturen sowie Arbeitsweisen 

reflektieren und gegebenenfalls anpassen. Selbiges gilt für alle Strukturen und 

Machtgefüge – auch hier müssen marode Strukturen und Arbeitsprozesse umgestaltet 

werden, damit eine bedürfnisgerechte und automatische Partizipation von vornherein 

möglich ist.  

 

8. Sozialisation,	  Erziehung	  und	  Bildung	  
	  
Unter Sozialisation verstehen wir den lebenslangen Prozess der Rollenfindung in der 

Gesellschaft, der in den unterschiedlichsten Institutionen wie Schule, Familie und 

Verbänden stattfindet. Die Sozialisation entwickelt sich über die Interaktion mit anderen 

in einem ständigen Spannungsfeld zwischen den eigenen Erwartungen und den 

Erwartungen anderer, zwischen der eigenen Freiheit und der Freiheit anderer.  

 

Sobald mit einer bestimmten Absicht auf den Sozialisationsprozess eingewirkt wird 

(z.B. durch die Vermittlung von bestimmten Werten), sprechen wir von Erziehung. In 

unserer pädagogischen Arbeit versuchen wir, die Grundwerte des Verbandes zu 

vermitteln. Wir sehen uns insofern als eine von mehreren Erziehungsinstanzen. 

Erziehung ist für uns ein dialogischer, wechselseitiger Prozess aller Beteiligten – 

gleichberechtigt, solidarisch und auf Augenhöhe. 
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Unter Bildung verstehen wir Lernprozesse, die über die reine Wissensaneignung 

hinausgehen und den Menschen zu selbstgesteuertem Leben und Lernen befähigen. 

Wir ermöglichen jungen Menschen im Rahmen unserer pädagogischen Arbeit, etwa in 

Seminaren oder Ferienfreizeiten, sich als mündige Akteur_innen ihres eigenen 

Bildungswegs selbst zu bilden. Wir setzen die Mündigkeit als Fähigkeit jedes Menschen 

voraus und sehen unsere pädagogische Arbeit als Möglichkeit für die Entwicklung und 

den Einsatz dieser Kompetenz. Zudem möchten wir Kindern und Jugendlichen die 

Gelegenheit geben, emanzipiert zu Denken, zu Handeln und zu Fühlen. Sie sollen 

Partizipation als Werkzeug für die Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse innerhalb 

der Gesellschaft nutzen können. 

Bildung ist nach unserem Verständnis ein lebenslanger Prozess der 

Persönlichkeitsentwicklung, der nicht nur auf die klassischen, formalen 

Bildungsinstitutionen wie Schule und Hochschule begrenzt ist, sondern alle Bereiche 

des Lernens - also auch die Aneignung sozialer Kompetenzen sowie informelle und 

kulturelle Bildung - mit einschließt. 

 

9. Armut	  abschaffen!	  	  
	  
Viele Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren leben in Deutschland in relativer Armut. 

Dies bedeutet, dass das Familieneinkommen der Betroffenen weniger als 60% des 

durchschnittlichen Einkommens beträgt. Kinder- und Jugendarmut folgt in der Regel 

aus der Armut der Eltern. 

Die Realität von Armut widerspricht unseren Grundwerten der Emanzipation und 

Solidarität. Unter der Bedingung von Armut und Mangel sind die Möglichkeiten der 

Emanzipation als Grundlage eines selbstbestimmten Lebens eingeschränkt. Die 

Akzeptanz von Armut in der Gesellschaft ist unsolidarisch.  

Emanzipation und Solidarität können also nur verankert werden, wenn die Bedingungen 

geändert werden, unter denen Armut entsteht. Punktuelle Bemühungen, Armut zu 

lindern, sind nicht ausreichend. Sie können sogar die gesellschaftlichen Strukturen 

legitimieren, aus denen Armut resultiert. Unser Ziel ist nicht die Bekämpfung, sondern 

die Abschaffung von Armut. Dies ist für uns die Konsequenz solidarischen Denkens und 

Handelns. Eine kritische Auseinandersetzung mit der genannten Definition von Armut 

kann dabei nicht ausbleiben. 
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Armut kann abgeschafft werden, wenn das Prinzip der Bedürfnisgerechtigkeit bei der 

Güterverteilung das der Leistungsgerechtigkeit ablöst, welches als Legitimation des 

marktwirtschaftlichen Systems dient.  

 

Nach Maßstäben der Leistungsgerechtigkeit soll derjenige Mensch, der viel leistet, auch 

viel haben, d.h. dass sich das Einkommen nach der Marktleistung eines Menschen zu 

richten habe. Der Begriff der Leistung ist in diesem Zusammenhang der Maßstab der 

Gerechtigkeit. Leistung wird als wirtschaftlich erfolgreiche Vermarktung der Ware 

Arbeitskraft verstanden.  

 

Das Konzept der Bedürfnisgerechtigkeit hat dagegen in Fragen der Verteilung von 

Gütern die Bedürfnisbefriedigung aller zum Ziel. Gerechtigkeit ist demnach an der 

bestmöglichen Erfüllung der Bedürfnisse aller zu messen. Als Armut kann in diesem 

Kontext das Fehlen von Mitteln und Möglichkeiten bezeichnet werden, die eigene 

Existenz zu sichern und darüber hinausgehende Bedürfnisse zu realisieren. 

 

Die Bedürfnisse jedes einzelnen Menschen sind individuell. Alle Menschen sind zwar 

gleichwertig, aber eben nicht gleich. Anzustreben ist demnach keine gleichmäßige, 

sondern eine an den tatsächlichen subjektiven Bedürfnissen orientierte Güterverteilung. 

Einhergehen muss hiermit eine Parteilichkeit für benachteiligte Mitglieder der 

Gesellschaft im Sinne einer konsequenten Aufhebung oder Kompensation von 

Benachteiligungen und Barrieren. 

 

Das Bedingungslose Grundeinkommen stellt einen möglichen Rahmen für die 

Umsetzung eines an der Bedürfnisgerechtigkeit orientierten Gesellschaftssystems dar. 

Ein an alle Mitglieder einer Gesellschaft – gleich welchen Alters – ausgezahltes 

Grundeinkommen in einer Höhe, die ein selbstbestimmtes Leben und barrierearme 

soziale Teilhabe ermöglichen soll, koppelt die Existenzsicherung vom Prinzip der 

Erwerbsarbeit ab. Darüber hinaus ermöglicht es ein selbst gestaltetes „gutes und 

schönes Leben“ für alle. 

 

Ob ein Mensch seine Bedürfnisse realisieren kann, hängt somit nicht länger vom 

Marktwert seiner Arbeit ab. Vielmehr stehen ihm von Geburt an ein Recht auf 
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ausreichende Mittel zur Bedürfnissicherung zu. Mit diesem Recht auf ein würdevolles 

und selbstbestimmtes Leben sowie Partizipation auf allen gesellschaftlichen Ebenen, 

unabhängig vom gesellschaftlichen Nutzen des Menschen und seiner Relevanz für den 

„Markt“, können die Bedingungen, unter denen Armut entsteht, dauerhaft entschärft 

werden.  

10. Geschlechterverständnis	  im	  Jugendwerk	  	  
	  
Wir nehmen existierende Rollenzuschreibungen nicht als naturgegeben hin, sondern 

setzen uns dafür ein, bestehende Geschlechterverhältnisse aufzubrechen. Die 

Unterteilung der Menschheit in eine bipolare Geschlechterlogik, also in zwei Pole, 

„Mann“ und „Frau“, lehnen wir ab. Wir fordern eine Gesellschaft, in der die Zuordnung 

zu einem Geschlecht keine Rolle spielt. Wir sind uns dem Unterschied zwischen dem 

gesellschaftlichem Geschlecht (Gender) und dem biologischen Geschlecht (Sex) 

bewusst. Das gesellschaftliche Geschlecht wird andauernd und immer wieder neu 

konstruiert und produziert und ist somit wandelbar. Auch das vermeintlich biologische 

Geschlecht ist für uns eine grundsätzlich hinterfragbare gesellschaftliche Konstruktion. 

Deshalb gehen wir konsequent gegen „geschlechtsbedingte“ 

Eigenschaftszuschreibungen mit allen ihren Konsequenzen vor, treten für eine 

Reflektion gesellschaftlicher und individueller Rollenzuschreibungen ein und 

unterstützen selbstbestimmte Rollenkonzepte und sexuelle Orientierungen. 

Machtungleichgewichte, die durch Geschlechtsidentitäten entstehen oder verstärkt 

werden, gilt es zu erkennen und aufzuheben. In diesem Bewusstsein gestalten wir die 

ständige Produktion der Geschlechterverhältnisse im alltäglichen Handeln nach 

unseren Werten. So stärken wir im Rahmen unserer pädagogischen Arbeit Kinder und 

Jugendliche bei der Entwicklung ihres Selbstbewusstseins und ihrer sexuellen 

Selbstbestimmung.  

 

11. Nachhaltigkeit	  
	  
Unsere Kritik an der kapitalistischen Verwertungslogik und die damit verbundene 

ungleiche Verteilung von Ressourcen und Lebenschancen führt uns zu einem 

ganzheitlichen Verständnis von Nachhaltigkeit als wertebasiertes Konzept einer 
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weltweiten und generationenübergreifenden Gerechtigkeit. Damit ist es ein Konzept 

einer erweiterten sozialen Gerechtigkeit - erweitert in den Dimensionen Zeit und Raum: 

Gerechtigkeit für alle Menschen weltweit, die Hunger leiden und menschenverachtende 

Arbeitsbedingungen vorfinden. Gerechtigkeit auch für kommende Generationen, denen 

wir eine Erde mit Lebens- und Entwicklungschancen hinterlassen sollten, statt eines 

ausgeräumten und überhitzten Planeten. Nach unserem Verständnis darf es keine 

Ausbeutung in jeglicher Form geben, weder an Natur noch an Menschen. 

 

Kernziele einer sozialen Gerechtigkeit im Sinne der Nachhaltigkeit sind für uns die 

persönlichen Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten eines jeden Menschen sowie 

die Partizipation an (Entscheidungs-)Prozessen in allen Bereichen der Gesellschaft, 

einschließlich der Wirtschaft. Jeder Mensch muss die Freiheit und Möglichkeit haben, 

die eigene Vorstellung eines gerechten und menschenwürdigen Lebens zu 

verwirklichen.  

 

Die Abwägung zwischen materiellen Ansprüchen und ökologischen Notwendigkeiten ist 

unabdingbar - Änderungen im Lebensstil und im Umgang mit natürlichen Ressourcen 

sind dringend nötig. Politische Maßnahmen zugunsten einer nachhaltigen Entwicklung 

müssen insbesondere auf Partizipation, Bildung und wirtschaftliche Transparenz zielen, 

damit jede_r Einzelne seiner/ihrer Verantwortung gerecht werden kann. Einen 

„nachhaltigen Konsum“, der lediglich den „Lifestyle“ der gut Verdienenden darstellt und 

Menschen davon ausschließt, die ihn sich nicht leisten können, lehnen wir hingegen ab.  

In unserer pädagogischen Arbeit fördern wir „Genussfähigkeit“ im Sinne von 

bewusstem Konsum. Es geht uns um die Reflexion darüber, was wir tatsächlich 

brauchen und welcher Konsum uns sowohl individuell als auch gesellschaftlich gut tut. 

Genuss ist für uns bewusstes Erleben, Leidenschaft und Begeisterung - und damit das 

Gegenteil von Betäubung. Genuss entwickelt sich in Gemeinschaft mit anderen über 

das Selbermachen, -denken und Mitbestimmen. 

 

Nachhaltigkeit als erweiterte soziale Gerechtigkeit wird nicht umzusetzen sein, wenn 

um die Besitzstände in den Ländern Schutzzäune gezogen werden. Hier muss die 

Frage nach Gerechtigkeit bei Einkommen und Vermögen und der Sicherung eines 

angemessenen Lebensstandards für alle neu gestellt werden. Ein auf Verwertungslogik 

und Ressourcenausbeutung begründetes Wirtschaftswachstum als dominierendes 
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politisches Ziel stellen wir in diesem Zusammenhang in Frage. Noch immer werden 

Mensch und Natur zugunsten ökonomischer Vorteile ausgebeutet. Noch immer wird 

eine Steigerung des Bruttoinlandsprodukts mit einer Verbesserung des sozialen 

Wohlergehens gleichgesetzt – Wachstum scheint alternativlos. Mit dieser Zielmarke 

müssen wir brechen und anderen Indikatoren ein stärkeres Gewicht geben, zum 

Beispiel der ausgeglichenen Einkommensverteilung oder den öffentlichen Ausgaben für 

das Gesundheitswesen, Bildung und ehrenamtlichem Engagement.  

 

In der Absicht, Nachhaltigkeit nach unserem Verständnis zu verwirklichen sowie 

globales Denken und Handeln zu lernen und zu vermitteln, ist es wichtig, auch das 

traditionelle Verständnis von sozialer Gerechtigkeit in der eigenen Lebenswirklichkeit 

nicht zu vergessen. Nur wenn sich das Individuum in seinem unmittelbaren 

Lebenszusammenhang gerecht behandelt fühlt, wird es eine Bereitschaft und die 

notwendigen Handlungsspielräume zu weltweiter Gerechtigkeit und Solidarität geben. 

	  


